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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(Antrag der Abgeordneten Krammig, Struve, Ehnes 
und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die gegenwärtigen erzielbaren Reinerträge bei der Nutzung 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens, insbesondere 
beim Anbau von Hopfen und Spargel sowie beim Obstbau, 
entsprechen nicht mehr den Reinerträgen, die im Bewertungs- 
gesetz 1965 zur Feststellung des Ertrags wertes verwendet wor- 
den sind. 


B. Lösung 

Durch die vorliegende Gesetzesänderung sollen die erforder- 
lichen Korrekturen vorgenommen werden. 


C. Alternativen 

Standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird bei Einhaltung der Prämissen nicht 
belastet. 
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Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/491 


Sachgebiet 610 


Antrag 

der Abgeordneten Krammig, Struve, Ehnes 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das 
Reparationsschädengesetz vom 12. Februar 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 105), wird wie folgt geändert: 

1. In § 40 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Zur Berücksichtigung der rückläufigen 
Reinertragsverhältnisse einzelner Nutzungsteile 
sind die na^ Absätzen 1 und 2 ermittelten Ver- 
gleichswerte für Hopfen um 90 vom Hundert für 
Spargel um 50 vom Hundert und für Obstbau 
um 60 vom Hundert zu vermindern." 

2. In § 122 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Im Hinblick auf die besonderen Verhält- 
nisse beim land- und forstwirtschaftlichen Ver- 


mögen in Berlin (West) sind die Wirtschafts- 
werte der Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
(§ 46) um 20 vom Hundert zu ermäßigen." 


Artikel 2 

§ 1 

§§ 40 und 122 des Bewertungsgesetzes in der Fas- 
sung des Artikels 1 dieses Gesetzes sind erstmals 
bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte auf den 
1. Januar 1964 anzuwenden. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 11. März 1970 


Krammig 

Struve 

Ehnes 

Dr. Barzelr Stüdklen und Fraktion 
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Begründung 


Allgemeines 

Die Einheitswerte sind die Bemessungsgrundlage 
für eine Reihe von bundesreditlidi geregelten 
Steuern, insbesonidere audi für die Grundsteuer, 
Die zur Zedt angewendeten Einheitswerte sind nodi 
nach den Wertverhältnissen von 1935 ermittelt wor- 
den. In der Zwischenzeit halben sich diese Wert- 
verhältnisse jedoch sehr unterschiedlich entwickelt. 
Durch das Gesetz zur Änderung des Bewertungs- 
gesetzes vom 13. August 1965 ist deshalb eine neue 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des Grund- 
besitzes auf den 1. Januar 1964 angeordnet worden. 
Da laber auch die Entwicklung der Wert Verhältnisse 
seit diesem Zeitpunkt nicht einheitlich verläuft, hat 
sich die Notwendigkeit ergeben, verschiedene Kor- 
rekturen für die Bewertung des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens vorzusehen. 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zur Feststellung der Ertragswerte für die einzelnen 
Nutzungen (Nutzungsteile) des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens in § 40 Abs, 2 und >§ 55 BewG 
hatte der Bewertungsbeirat auf der Grundlage der 
Reinertrags Verhältnisse mehrere Jahre vor 1964 
und der sich seinerzeit abzeichnenden Entwicklung 
dem Gesetzgeber seine Vorschläge unterbreitet. 
Diese vorgeschlagenen Werte hat der Gesetzgeber 
zur Berücksichtigung der nachhaltigen Reinertrags- 
entwicklung halbiert. 

Bei Hopfen, Spargel und Obstbau haben sich die 
Reinertragsverhältnisse seit 1964 so sehr verschlech- 
tert, daß auch die halbierten Ertragswerte den heu- 
tigen Verhältnissen in keiner Weise gerecht wer- 
den. Daher (ist bei diesen Nutzungsteilen noch vor 
dem steuerlichen Wirksamwerden der neuen Ein- 
heitswerte eine Anpassung der Ertragswerte an die 
veränderten Verhältnisse erforderlich. Ständig stei- 
gende Lohn- und Sachkosten sowie zum Teil stark 
rückläufige Preise haben zu dieser Entwicklung ge- 


führt. Unter Berücksichtigung dieser Tatsachen ist 
eine Senkung der Vergleichs werte für Hopfen um 
80 V. H., für Spargel um 50 v. H. und für Obstbau 
um 60 V. H. gegenüber den sich nach § 40 Abs. 1 
und 2 »ergebenden Werten angemessen. 

Zu Artikel 1 Nr, 2 

Die Einheitswerte, die zum 1, Januar 1964 für be- 
baute Grundstücke in Berlin festgestellt werden, 
sind generell um 20 v. H. zu ermäßigen. Aus den' 
gleichen Gründen, die zu dieser Ermäßigung geführt 
haben, »erscheiint es geboten, auch bei den Wirt- 
schaftsteilen der lin Berlin belegenen Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft eine Ermäßigung um 
20 V. H. vorzunehmen. 

Zu Artikel 2 

Der Artikel enthält Vorschriften über die erstmalige 
Anwendung dieses Gesetzes, die Berlin-Klausel und 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Ausfall 

Das Volumen der Einheitswerte bei der gesamten 
Land- und Forstwirtschaft wird durch die vorge- 
schlagenen Änderungen des Bewertungsgesetzes um 
etwa 1 V. H. verringert. 

Durch die Vorschrift des Artikels 3 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
vom 13. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 851), 
zuletzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 
vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1211), 
entsteht bei der Grundsteuer A kein Ausfall. 

Ebenso entsteht bei der Vermögen- und der Erb- 
schaftsteuer kein Ausfall, wenn der Bundesgesetz- 
geber und die Bundesregierung sich an die Ent- 
schließung halten, die der 5. Deutsche Bundestag 
hierzu verabschiedet hat. 
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